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Aargauisches Komitee «Ja zum Sanierungstunnel am Gotthard»

«JA zu mehr Verkehrs-
sicherheit und einer 
intelligenten Sanierung.»

Werner Müller, 
Gemeindeammann, 
Grossrat CVP

Inserat

LESERBRIEFE

Ja zu mehr 
Sicherheit im 
Strassenverkehr

Aus einem gefährlichen Tunnel mit
Gegenverkehr und ohne Pannenstrei-
fen wird ein sicheres  Tunnelsystem
mit modernsten Sicherheitsstandards. 
Heute kreuzen sich Lastwagen und
Autos auf engstem Raum. Mit dem
Bau einer zweiten Tunnelröhre kann 
die Sicherheit dank richtungsgetrenn-
tem Verkehr und neu einem Pan-
nenstreifen entscheidend verbessert 
werden. Deshalb stimme ich am 28. 
Februar «Ja zum Sanierungstunnel am 
Gotthard» 

FREDY BÖNI, GEMEINDEAMMANN 
UND GROSSRAT, MÖHLIN

Zur  Abstimmung der
2. Gotthard-Röhre
Die Frage des Abstimmungszettel 
Nummer 4 lautet: Wollen Sie die  Än-
derung vom 26. September 2014 des 
Bundesgesetzes über den Strassen-
Transitverkehr (Sanierung Gotthard 
Strassen-Tunnel) annehmen? Dieser 
Test ist irreführend und ein fieser  Trick 
sondergleichen. Kaum ein Stimmbür-
ger, eine Stimmbürgerin würde eine 
Sanierung ablehnen. Bei der  Abstim-
mung am 28. Februar geht es jedoch 
nicht um die Sanierung, sondern um 
den Bau einer 2. Gotthard Strassen-
Röhre. Nach meiner Meinung ein sehr 
grosser Unterschied. Eigentlich müss-
te diese  Abstimmung für ungültig er-
klärt werden.

PIA MEYER, RHEINFELDEN

Die Steuerpro-
gression ist das 
eigentliche Problem!

Die Initiative zur  Abschaffung der Hei-
ratsstrafe hat intensive Diskussionen 
darüber ausgelöst, welche Lebensfor-
men förderungswürdig sind und wel-

che nicht. Insbesondere das traditio-
nelle Familienmodell mit einem 
Hauptverdiener wird von vielen Kom-
mentatoren als rückständig kritisiert 
und soll ihrer  Ansicht nach keinesfalls 
begünstigt werden.

Eine Einigung in dieser Streitfrage 
ist aussichtslos. Und sie wäre eigent-
lich auch gar nicht nötig, denn die ver-
schiedenen Lebensentwürfe könnten 
friedlich nebeneinander existieren.
Wenn da nicht unser Steuersystem 
wäre, das seinem  Wesen nach und 
ganz bewusst hochgradig diskriminie-
rend wirkt. Zu nennen ist hier vor 
allem die Steuerprogression. Die  Ver-
teilkämpfe sind durch sie vorpro-
grammiert. Demgegenüber wäre es 
im Falle einer Kopfsteuer oder auch 
nur eines fixen Steuersatzes (flat tax) 
steuertechnisch völlig egal, wer wie 
mit wem zusammenlebt und wie sich 
das Erwerbseinkommen auf die ein-
zelnen Personen aufteilt. Die Heirats-
strafe und alle  Versuche, sie zu kom-
pensieren, würden sich erübrigen. 

Leider ist nicht absehbar, dass ein 
solch vereinfachtes Steuersystem in 
der Schweiz eingeführt wird. Viel zu 
sehr ist die progressive Besteuerung 
als soziale Errungenschaft im kollekti-
ven Bewusstsein verankert. Die mit ihr 
verbundenen Probleme werden aus-
geblendet. In  Anbetracht dessen ist
das Ziel der CVP-Initiative, die Ehe 
steuerrechtlich als  Wirtschaftsgemein-
schaft zu definieren, zweifellos ein
Schritt in die richtige Richtung.

TIMO RAGER, HERZNACH

Es braucht diese 
zweite Gotthard 
Röhre zwingend

Es braucht doch diese zweite Gotthard-
Röhre zwingend, ob es den Gegnern 
passt oder nicht, den die Schweiz kann 
doch nicht 100 000 Einwanderer und 
Asylanten aufnehmen, ohne die Stras-
sen, die Kapazität und ÖV-Transporte 
zu erhöhen, den all diese Einwanderer 
sind doch auch bald mit dem eigenen 
Auto und ÖV unterwegs. Und eine sol-
che Menge verkraftet unser heutiges 

Strassennetz nicht. Mein Vorschlag
wäre ausserdem, dass  Asylanten und 
Asylsuchende keinen Schweizer Füh-
rerschein bekommen.

PETER REIMANN, WÖLFLINSWIL

Durchsetzungs-
initiative
Ist  Abstimmen eine Glückssache, nach 
Emotionen oder Denken? Sind Sie in 
der Lage die pro und kontra  Argumen-
te kritisch zu hinterfragen und deren 
Auswirkungen abzuschätzen? Die Ini-
tianten der Überfremdungsinitiative 
haben damals den Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürgern (dem Volk) ver-
sprochen, es werde keine Probleme 
geben gegenüber Europa und der üb-
rigen  Welt. Inzwischen ist klar, diverse 
für die Schweizer  Wirtschaft wichtige 
Abkommen sind gefährdet und es 
wird munter weiter behauptet, es gibt 
keine Schwierigkeiten. Der Präsident 
der Bankenvereinigung, Partrik Odier, 
argumentierte: «Priorität hat das Ver-
hältnis zur EU, ein Wegfall der bilate-
ralen Verträge wäre katastrophal». Der 
Bundesrat und die Mehrheit des Par-
lamentes haben inzwischen die gefor-
derten gesetzlichen Regeln beschlos-
sen und diese stehen bereit für die 
Umsetzung. Wer suggeriert nun, mit 
der Durchsetzungsinitiative ist der 
Rechtstaat nicht betroffen und die ver-
langten Forderungen sind keineswegs 
extrem? Wer argumentiert stets von 
der  Verführung durch die Linken, dann 
gibt es wohl auch jene der Rechten. 
Eine Mehrheit hat damals der Über-
fremdungsinitiative zugestimmt, kann 
oder darf auch die Frage erlaubt sein, 
trägt das Volk die Verantwortung oder 
die  Werber für ihre  Anpreisungen wel-
che sich jetzt Sorgen machen? Diesel-
ben Fragen können wiederum für die 
Durchsetzungsinitiative gestellt wer-
den. In der  Tat geht es um den Umgang 
mit Menschen, mit einer Aufzählung 
von Vergehen soll ohne  Abwägung der 
Verhältnismässigkeit gerichtet und
entschieden werden! Haben Sie die 
Botschaft gelesen und studiert? Die
Argumentation vom Bundesrat und
Parlament ist eine klare Sache im Ge-

setz - gegenüber einem Sammelsu-
rium von Juristenfutter auf der  Verfas-
sungsstufe. Um die Schrauben anzu-
ziehen betreffend der  Ausländerkrimi-
nalität hilft ein Nein schneller, wirksa-
mer und ohne nach-wirkende Schwie-
rigkeiten.
KURT BISCHOFSBERGER, WITTNAU

Es drohen 
Milliardenverluste 
bei der  AHV

In der Diskussion über die CVP-Initia-
tive geht oft vergessen, dass eine  An-
nahme dieser Vorlage allein bei der
AHV zu jährlichen Mehrkosten von 
über zwei Milliarden Franken führen 
würde. Die finanzielle Situation bei der 
AHV ist ohnehin schon angespannt. 
Wie soll dieses riesige Loch gestopft 
werden? Leistungskürzungen? Erhö-
hung des Rentenalters? Beitragserhö-
hungen oder Erhöhung des Mehrwert-
steuersatzes? Die CVP schweigt dazu. 
Das Schlimme dabei ist, dass bei der 
AHV unter dem Strich keine Ungleich-
behandlung der Ehepaare stattfindet. 
Die Maximalrente für Verheiratete ist 
zwar auf 150 Prozent beschränkt. Dafür 
erhalten sie zusätzliche Leistungen wie 
die Hinterlassenenrente und den Ver-
witwetenzuschlag. Die CVP beruft sich 
für ihre verunglückte Initiative immer 
wieder auf das Bundesgericht. Dieses 
stellt jedoch ausdrücklich fest, dass
Ehepaare bei der AHV insgesamt so-
gar besser gestellt sind als unverhei-
ratete Paare. Ein Ja zur CVP-Initiative 
würde also völlig unnötig ein Milliar-
denloch in die  AHV-Kasse reissen. Es 
gibt noch andere Gründe, die CVP-In-
itiative abzulehnen: Rückständige Ehe-
definition, unfaire Vermischung von 
familienpolitischen und steuerpoli.
tischen Fragestellungen, Steuerge-
schenk in Milliardenhöhe für nur
80 000 betroffene wohlhabende Ehe-
paare und Ausschluss der Individual-
besteuerung als Königsweg für die 
Beseitigung von Ungleichheiten. Für 
mich ist deshalb klar: Nein zur CVP
Initiative!

ANREAS LAMPART, MAGDEN

Finanzielle Mittel 
nachhaltig einsetzen 
– Ja zum Gotthard-
tunnel
Das Tessin darf während der Sanie-
rung des Gotthardtunnels keinesfalls 
von der übrigen Schweiz abgekoppelt 
werden; wir müssen verbinden, nicht 
trennen. Dieses Ziel kann nur mit dem 
Bau eines Sanierungstunnels verwirk-
licht werden. Verzichten wir auf den 
Bau der zweiten Röhre nehmen wir
zudem äusserst kostspielige und inef-
fiziente Verladestationen für den Bahn-
transport von Lastwagen und Privat-
fahrzeugen in Kauf, auch im Kanton 
Aargau. Hunderte von Millionen Fran-
ken würden sinnlos verpufft, da diese 
Anlagen nach der Sanierung des Gott-
hardtunnels abgebrochen werden
müssen. 

Und dennoch würden die Kapazi-
täten für den zu erwartenden Verkehr 
nicht ausreichen, der Ausweichver-
kehr würde die Kantonsstrassen über-
lasten. Ich sage aus diesen Gründen 
Ja zum Sanierungstunnel am Gott-
hard.

SABINA FREIERMUTH, ZOFINGEN
GROSSRÄTIN, VIZEPRÄSIDENTIN 

FDP FRAKTION

Aargauer Wirtschaftsmotor 
stottert

Unternehmen erwarten kein  Wachstum

Die  Aargauer Unternehmen 
schätzen ihre Aussichten für 
das laufende Jahr schwach 
positiv ein. Die Mehrheit 
der Industrie- und Handels-
unternehmen erwartet dabei 
keine sinkenden Umsätze 
mehr, jedoch auch keinen 
Aufschwung. 

AARGAU. Die Unternehmen erwarte-
ten, dass man die  Talsohle bereits in 
Lauf dieses Jahres durchschreiten 
werde, teilte die  AIHK mit, welche bei 
ihren Mitgliedern eine Umfrage durch-
geführt hatte.  Die Mehrheit der Bran-
chen rechne jedoch nicht mit steigen-
den Umsätzen. Die  Aufwertung des 
Frankens durch das Ende des Min-
destkurses von 1,20 Franken zum 
Euro bleibe die grosse Herausforde-
rung. Sie treffe den Kanton  Aargau 
aufgrund seines exportorientierten, 
vom  Wechselkurs abhängigen Bran-
chenportfolios besonders stark, hält 
die AIHK fest. Die Gewinnmargen der 
Unternehmen seien gesunken. Gleich-
zeitig verringere sich die Bereitschaft, 

zu investieren. 85 Prozent der Indus-
trieunternehmen und fast jede zweite 
Firma im Dienstleistungssektor hätten 
2015 bereits Massnahmen getroffen.

Abbau von  Arbeitsplätzen 
wahrscheinlich
An der im Januar durchgeführten Um-
frage der AIHK nahmen 675 Unter-
nehmen mit mehr als 61 000 Beschäf-
tigten teil. Die AIHK zählt rund 1600 
Mitgliedunternehmen. Insgesamt 7 

Prozent der Aargauer Betriebe und 
jede zehnte Industriefirma reagierten 
2015 mit einer teilweisen  Verlagerung 
der Geschäftstätigkeit ins  Ausland. Die 
an der Umfrage teilnehmenden Unter-
nehmen in der  Aargauer Maschinen-, 
Elektro- und Metallbranche (MEM) 
bauten vier Prozent der Beschäftigten 
ab. Die Frankenstärke habe die Bin-
nenwirtschaft wie erwartet deutlich 
weniger stark getroffen als die Export-
wirtschaft. Gemäss Umfrage werde die 

Zahl der Beschäftigten insgesamt um 
0,3 Prozent sinken; in der Industrie 
wird ein Rückgang um 0,9 Prozent 
erwartet. Das führe im Aargau im Ver-
gleich zur gesamten Schweiz zu einer 
überdurchschnittlich angespannten 
Lage auf dem Arbeitsmarkt, hält die 
AIHK fest. Die  Kammer geht nicht von 
einer Desindustriealisierung in der 
Schweiz aus. Der beschleunigte Struk-
turwandel führe jedoch zu teilweise 
schmerzlichen  Anpassungen. (nfz)

Welches sind die bereits erfolgten Massnahmen und welches die noch geplante Reaktion auf die Frankenaufwertung vom 

Januar 2015? Grafik:  AIHK
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